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Samuel Ramp

Regierungen ziehen in Zeiten leerer 
Staatskassen gerne die Steuer­
schraube an. Die gegenleistungs­

lose Zuwendung von Vermögen an Erben 
bietet sich für das Abschöpfen von Steuer­
substrat besonders an. Künftige Erblasser 
müssen sich deshalb vorsehen und den 
Vermögensübergang frühzeitig planen, 
damit ihr sauer verdientes Vermögen ins­
besondere bei internationalen Verknüp­
fungen nicht beim Fiskus landet. 

In der Schweiz erhebt mittlerweile kein 
Kanton mehr Erbschaftssteuern beim Ver­
mögensübergang an den überlebenden 
Ehegatten, und nur noch einige wenige 
besteuern das Erbe der direkten Nach­
kommen. Das auf den ersten Blick posi­
tive Steuerumfeld macht aber eine um­
sichtige Erbschaftsplanung nicht obsolet, 
denn damit können mögliche Zwistigkei­
ten unter den Erben vermieden werden. 

Planung ist absolutes Muss
Der Wille des potenziellen Erblassers ist 
durch das Schweizer Zivilrecht mehrfach 
beschränkt: Zum einen hat er das eheliche 
Güterrecht zu beachten. Je nach Aus­
gestaltung des Güterrechts gibt es nach 
der güterrechtlichen Auseinandersetzung 
unter Umständen nichts mehr zu erben, 
und der überlebende Ehegatte erhält alles, 
während die gemeinsamen Kinder zu­
nächst einmal leer ausgehen. Zum ande­
ren schränken das Pflichtteilsrecht und 
die erbrechtlichen Formvorschriften den 
potenziellen Erblasser weiter ein.

Neben dem Beachten dieser Schran­
ken geht die Nachlassplanung weiter und 
strukturiert das Vermögen des potenziel­
len Erblassers bereits zu Lebzeiten. Die 
Notwendigkeit einer solchen Planung ver­
anschaulicht folgendes Beispiel: E hat sei­
nen Schlossereibetrieb in den letzten zehn 

Jahren zu einem erfolgreichen Unterneh­
men ausgebaut. Die Gewinne hat er in der 
Aktiengesellschaft belassen und in Immo­
bilien investiert, die aufgrund des zentra­
len Standorts grosses Entwicklungspoten­
zial aufweisen. Von den drei Kindern 
bringt nur eines die Voraussetzungen mit, 
den Betrieb weiterzuführen. Aufgrund der 
güterrechtlichen Ansprüche der Ehefrau 
und der Pflichtteile der Kinder kann die 
Aktiengesellschaft mit dem Schlosserei­
betrieb und den Immobilien nicht nur 
einem Kind vererbt werden. 

E ist deshalb gut beraten, wenn er den 
Schlossereibetrieb von den Immobilien 
bereits zu Lebzeiten steuereffizient trennt. 
So kann der Schlossereibetrieb von einem 
Kind übernommen werden, während die 
Immobilien auf die Ehefrau und die übri­
gen Geschwister aufgeteilt werden. 

Nachlassplanung ist nicht nur bei 
Unternehmensnachfolge angezeigt. Auch 
für Immobilienportefeuilles kann eine 
rechtzeitige Strukturierung sinnvoll sein. 

Sollte der künftige Erblasser über un­
versteuertes Vermögen verfügen, kann er 
es mit einer Selbstanzeige legalisieren. Mit 
diesem Vorgehen verhindert er, dass den 
Erben Unannehmlichkeiten entstehen. 
Je nach Umständen kann der reuige künf­
tige Erblasser sogar ohne Strafe davon­
kommen, wenn er die Voraussetzungen 
einer straflosen Selbstanzeige erfüllt. Die 
Nachsteuern (für die letzten zehn Jahre) 
sowie die Verzugszinsen muss er jedoch 
in jedem Fall bezahlen. 

Internationales Erbrecht
Mit der zunehmenden Mobilität steigen 
auch die Anforderungen an den künftigen 
Erblasser, seinen Nachlass steueropti­
miert in internationalen Verhältnissen zu 
gestalten. Wie wichtig eine vorausschau­
ende Planung ist, zeigt die nachfolgende 
Kurzübersicht über die Erbschaftssteuern 

im internationalen Vergleich: Der Höchst­
steuersatz beläuft sich in Deutschland für 
Ehepartner und Kinder auf bis zu 30%, 
während er in Frankreich 40% und in den 
USA sogar bis zu 45% betragen kann. 

Die Staaten sind erfinderisch, wenn es 
darum geht, Erbschaftssteuersubstrat zu 
generieren. So knüpfen die einen an den 
Wohnsitz des Erblassers bzw. der Erben 
an, andere an die Staatsangehörigkeit oder 
die Belegenheit des Vermögens. Amerika 
besteuert beispielsweise den Erblasser ein 
letztes Mal auf seinem in den USA gele­
genen Besitz, unabhängig davon, ob er 
seinen Wohnsitz in den USA hatte oder 
nicht. Dies kann zur paradoxen Situation 
führen, dass, obwohl der Erblasser selbst 
nie in den USA war, auf seinen US-Wert­
schriften im Todesfall die US-Nachlass­
steuer bezahlt werden muss. Für Schwei­

zer Erben ist eine solche Besteuerung nur 
schwer verständlich.

Das Beispiel mit den USA zeigt, dass 
der umsichtige potenzielle Erblasser gut 
bedient ist, rechtzeitig durch verschie­
dene Planungsmassnahmen wie bei­
spielsweise eine Wohnsitzverlagerung, 
den Erwerb oder die Aufgabe einer Staats­
angehörigkeit, die Verschiebung des mo­
bilen Vermögens wie Aktienportefeuille 
oder eine (Um-)Strukturierung von Lie­
genschaften eine übermässige Nachlass- 
oder Erbenbesteuerung zu verhindern. 

In internationalen Erbfällen sind je­
doch nicht nur die unterschiedlichen Erb­
schaftssteuersysteme der Staaten auszu­
nutzen und zu kombinieren. Gute Steuer­
planung berücksichtigt auch die mass­
gebenden zivilrechtlichen Bestimmungen 
und klärt Fragen, welches Erbrecht zur 
Anwendung kommt und welcher Staat für 
die Nachlasseröffnung zuständig ist, im 
konkreten Fall im Vorfeld ab. So lassen 
sich böse Überraschungen, die sich zum 
Beispiel aus den unterschiedlichen Pflicht­
teilsrechten der verschiedenen Länder 
ergeben, vermeiden. 

Unversteuertes Erbe
Mitunter kommt es vor, dass vom Erb­
lasser unversteuertes Vermögen auf die 
Erben übergeht. Die Erben stehen dann 
vor der Frage, wie sie das geerbte Vermö­
gen legalisieren können und was die Lega­
lisierung kostet. Jeder Erbe kann das vom 
Erblasser hinterzogene Einkommen und 
Vermögen legalisieren, indem er – auch 
ohne Einwilligung der anderen Erben – 
die Hinterziehung zur Anzeige bringt. 

Diese Ehrlichkeit lohnt sich für alle 
Erben gleichermassen in mehrfacher Hin­
sicht: Die Erben müssen zum einen das 
Erbe nicht verstecken und können es in 
vollen Zügen geniessen. Zum anderen 
zahlen sie zwar Nachsteuern und Verzugs­

zinsen und werden dadurch vermögens­
mässig so gestellt, wie wenn der Erblasser 
sein Einkommen und Vermögen ordent­
lich versteuert hätte. Die ehrlichen Erben 
werden jedoch belohnt, indem die zu zah­
lende Nachsteuer bei Todesfällen seit dem 
1. Januar 2010 nur noch für die letzten drei 
vor dem Todesjahr abgelaufenen Steuer­
perioden erhoben wird und nicht mehr 
wie früher für volle zehn Jahre. Die von 
den Erben zu zahlende Nachsteuer wird 
dadurch erheblich reduziert. Wenn jedoch 
die Steuerhinterziehung des Erblassers 
den Steuerbehörden bereits vor der An­
zeige durch die Erben bekannt war, gibt es 
keine Ermässigung, und die Nachsteuer 
wird für volle zehn Jahre erhoben. 

Das Gleiche gilt, wenn die Erben bei 
der Feststellung des vom Erblasser hinter­
zogenen Einkommens bzw. Vermögens 
nicht mit den Steuerbehörden kooperie­
ren oder sich nicht ernsthaft um die Be­
zahlung der Nachsteuern bemühen. Der 
Gesetzgeber hat es aber leider versäumt, 
die Nachsteuern für ehrliche Erben bei der 
Mehrwertsteuer, der Verrechnungssteuer 
und den Erbschafts- und Schenkungs­
steuern gleichermassen zu begrenzen. 

Obwohl die Ehegatten in der Schweiz 
und die direkten Nachkommen in den 
meisten Kantonen von der Erbschafts­
steuer befreit sind, ist eine Nachlass­
planung in vielen Fällen unverzichtbar. Im 
internationalen Kontext werden die Fra­
gestellungen aufgrund der konkurrieren­
den Zivil- und Steuerrechte zudem rasch 
sehr komplex und müssen sorgfältig ge­
klärt werden. Mit einer umsichtigen Ver­
mögensstrukturierung können nicht nur 
Erbschaftssteuern gespart, sondern auch 
kostspielige Auseinandersetzungen unter 
den Erben vermieden werden.

Samuel Ramp, lic. iur. Rechtsanwalt, 
dipl. Steuerexperte, Tax Partner, Zürich. 
www.taxpartner.ch
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Die Staaten sind erfinderisch, wenn es 
darum geht, Erbschaftssteuersubstrat 
zu schaffen, meint Samuel Ramp.

H. J. Bertschi

Der Bundesrat hat verschiedene Regulie­
rungsvorhaben in Gang gesetzt. Sie sind 
grösstenteils bereits in der parlamentari­
schen Beratung. Nach der Finanzkrise be­
steht Handlungsbedarf, aber wie in jeder 
Regulierung ist Augenmass gefragt. Mit 
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Revi­
sion des Rechnungslegungsrechts soll 
zwischen kleinen (Familien-)Unterneh­
men und kotierten Gesellschaften quasi 
eine dritte Ebene geschaffen werden – sie 
umfasst grössere, konzernmässig organi­
sierte Familiengesellschaften. Diese Drei­
teilung ist im Revisionsrecht vertretbar. Im 
Rechnungslegungsrecht erscheint sie aber 
nicht angemessen und ist deshalb noch­
mals grundsätzlich zu hinterfragen. 

Besonders betroffen von den neuen 
Vorschriften wären mittelständische Fa­
milienunternehmen mit zwei oder mehr 
juristischen Gesellschaften und die zwei 
der folgenden drei Kriterien erfüllen: über 

40 Mio. Fr. Umsatz, über 250 Vollzeit­
stellen und/oder über 20 Mio. Fr. Bilanz­
summe. Sie müssten zukünftig einen kon­
solidierten Abschluss etwa nach IFRS oder 
Swiss Gap Fer erstellen. Diese und ähnli­
che Normen sind im übrigen Europa nur 
für kotierte Unternehmen Standard. Da­
von wären laut Schätzungen schweizweit 
rund 3000 mittlere Firmen betroffen. Ein 
erheblicher Anteil der in der Schweizer 
Wirtschaft Beschäftigten arbeitet in Unter­
nehmen von eben dieser Grössenklasse. 

Kontraproduktiv
Die jetzt vorgeschlagene Regelung ist 
nicht logisch. Ein Unternehmen mit nur 
einer Gesellschaft mit beispielsweise 60 
Mio. Fr. Umsatz und 270 Arbeitsplätzen ist 
dieser Vorschrift nicht unterworfen. Ver­
fügt das insgesamt gleich grosse Unter­
nehmen aber über zwei oder mehr Gesell­
schaften, so unterliegt es der Vorschrift. Es 
muss eine Rechnungslegung nach einem 

anerkannten Standard vornehmen, wie 
er sonst nur für kotierte Unternehmen 
üblich und sinnvoll ist. Dadurch wird die 
transparente Strukturierung wachsender 
Gesellschaften in mehrere rechtliche Ein­
heiten erschwert, was volkswirtschaftlich 
kontraproduktiv ist. 

Die zusätzliche administrative Belas­
tung durch die neuen Vorschriften wäre 
erheblich. Der einmalige Aufwand liegt 
typischerweise im mittleren bis höheren 
sechstelligen, der jährliche Mehraufwand 
im tieferen bis mittleren sechstelligen Be­
reich pro betroffenen Betrieb. Dem steht 
kein wesentlicher Nutzen gegenüber, 
denn der (auch aus unserer Sicht wünsch­
bare) Aktionärsminderheitenschutz ist 
bereits anderweitig sichergestellt. 

Die momentan scheinbar abflauende 
Wirtschaftskrise haben diese Unterneh­
men vergleichsweise gut überstanden, 
weil – neben anderen Faktoren – die mit­
telständische Wirtschaft eine stabilisie­
rende Wirkung hatte. Schweizweit haben 

wir viele mittlere und grössere Familien­
unternehmen, die in der Krise von ihren 
(stillen) Reserven zehren konnten. Das 
soll angesichts der Erfahrungen so blei­
ben. Aus unserer Sicht besteht kein öffent­
liches Interesse an voller Transparenz in 
der Rechnungslegung nicht kotierter 
Unternehmen (inkl. Konzerne). Der Anle­
ger- und Minderheitenschutz hat nicht 
die gleiche Bedeutung wie bei grossen 
Publikumsgesellschaften. Der notwendige 
Schutz für Minderheitsaktionäre in Fami­
liengesellschaften ist bereits im Aktien­
recht enthalten. 

Neuformulierung nötig
Zusätzliche Regelungen im Rechnungs­
legungsrecht sind damit nicht notwendig. 
Ein Abschluss nach einem anerkannten 
Standard soll nur in Ausnahmefällen ver­
langt werden. Das muss unabhängig da­
von gelten, ob Unternehmen als Konzerne 
strukturiert sind oder nicht. Es drängt sich 

deshalb eine Neuformulierung von Art. 
963b OR auf, die bewirkt, dass ein Ab­
schluss nach OR für nicht kotierte Unter­
nehmen wie auch Konzerne genügt. 

Die Wirtschaftsverbände haben bereits 
in der seinerzeitigen Vernehmlassung 
grosse Vorbehalte gegen die Revision an­
gemeldet bzw. sie abgelehnt. Der Fokus 
der Aktienrechtsreform ist deshalb nach 
den jüngsten Erfahrungen in diesem zen­
tralen Bereich neu zu setzen. Nicht die 
Familienunternehmen brauchen einen 
neuen Rechtsrahmen und eine verbes­
serte Corporate Governance, sondern die 
kotierten Grosskonzerne. Was für diese 
nötig sein mag, ist für KMU zunehmend 
schädlich. Die heutigen Rechnungs­
legungsvorschriften des Obligationen­
rechts für Familiengesellschaften genügen 
vollauf. Es ist zu hoffen, dass der Gesetz­
geber hier korrigierend eingreift.

Dr. H. J. Bertschi ist Unternehmer  
in Dürrenäsch.

Mehr Augenmass in der Revision des Rechnungslegungsrechts
Die Aktienrechtsrevision aus Sicht der Familienkonzerne – Dreiteilung macht wenig Sinn – Familienunternehmen nicht benachteiligen

Mit Ausbruch der Staatsschuldenkrise ha­
ben zahlreiche institutionelle Anleger, ins­
besondere in Amerika, fast reflexartig ihre 
europäischen Aktienengagements ver­
kauft oder deutlich reduziert. Dies schlägt 
sich nun in einer tiefen Bewertung vieler 
dieser Titel nieder, was wiederum güns­
tige Einstiegsgelegenheiten eröffnet. 

Der verbreitete Pessimismus gegen­
über Europa sei nicht gerechtfertigt, ist 
Frédéric Buzaré von Dexia Asset Manage­
ment überzeugt. «Man darf Unternehmen 
nicht mit dem Staat gleichsetzen, viele 
von ihnen sind in einer guten finanziellen 
Verfassung, sind innovativ und stärker 
international orientiert denn je zuvor», 
gibt der Leiter für globales Aktienmanage­

ment in Zürich zu bedenken. Mit ihren 
tiefen einstelligen Bewertungen für 2011 
seien europäische Aktien heute bemer­
kenswert attraktiv. Zudem glaubt Buzaré, 
dass Europas Börsen momentan für 2011 
fast keine Gewinnsteigerungen einprei­
sen. Dexia ist zuversichtlich und erwartet 
keine Double-Dip-Rezession. 

Noch sei aber die Skepsis verbreitet, was 
sich in einem geringen Zufluss in europäi­
sche Aktienfonds niederschlage. Die Ver­
unsicherung könne noch einige Zeit an­
halten, warnt Buzaré und rät, Rückschläge 
zum Kauf von Aktien von soliden Wachs­
tumsunternehmen und von Gesellschaf­
ten, die in den nächsten Jahren die Divi­
dende erhöhen können, zu nutzen.� FS

Pessimismus eröffnet Chancen 
Tiefe Bewertung vieler europäischer Aktien – Gute finanzielle Verfassung


